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Kurzmeldungen

Alpinist stürzte
100 Meter ab

Rutschendem
Hang entkommen

Mutter saß mit 1,2
Promille am Steuer

Diabetiker stürzte
vom Fahrrad

Drei Verletzte bei Autounfall
Virgen – Schwere Kopf-
verletzungen zog sich ein
deutscher Bergsteiger am
Mittwoch bei einem Ab-
sturz nahe der Michltal-
scharte im Virgental zu.
Der 40-Jährige rutschte auf
dem nassen Terrain aus
und stürzte 100 Meter über
steiles Gelände ab. Seine
Begleiter alarmierten den
Notarzthubschrauber. (TT)

Alpbach – Ein Hangrutsch
auf die Alpbacher Straße
ging am Mittwoch gegen
Mittag glimpflich aus. Ein
Landesgeologe und ein
Mitarbeiter der Straßen-
meisterei waren gerade da-
bei den Hang zu begehen,
als er ins Rutschen kam.
Die Männer entkamen un-
verletzt, die Straße wurde
jedoch verlegt. (TT)

Ehenbichl – Eine 31-jäh-
rige Frau überschlug sich
am Mittwochnachmittag
mit ihrem Pkw auf der re-
gennassen Landesstraße
in Ehenbichl. Ein Grund
dafür war ihre starke Al-
koholisierung von gut 1,2
Promille. Im Auto saß auch
der Sohn der Frau, er blieb
unversehrt, seine Mutter
wurde leicht verletzt. (TT)

Kematen – Unterzucker
führte gestern Mittwoch
zu einem Unfall in Kema-
ten. Ein 55-jähriger Diabe-
tiker stürzte plötzlich vom
Fahrrad. Der Mann blutete
stark am Kopf und war des-
orientiert, als ihn eine Bäu-
erin neben der Straße fand.
Er wurde mit dem Notarzt-
hubschrauber nach Hall
geflogen. (TT)

Fulpmes – Ein 26-jähriger
Rumäne verursachte am
Mittwoch einen Auffahrun-
fall auf der Stubaitalstraße in
Richtung Schönberg. Wegen
eines querenden Fußgängers
bremste der Lenker abrupt
ab. Zwei Autos befanden sich
hinter ihm. Trotz Bremsma-
növer konnten sie nicht mehr
anhalten und prallten aufei-
nander. Dabei wurden drei
Personen verletzt. (TT)

Bei der Karambolage wurden drei
Personen verletzt. Foto: Murauer

Politik in Kürze

E in Drittel der Tiroler
Gemeinden ist stark

bzw. voll verschuldet. 2009
war es noch die Hälfte der
Kommunen, die einen Ver-
schuldungsgrad von mehr
als 50 Prozent oder gar 80
Prozent aufwiesen. Der
Verschuldungsgrad aller
Gemeinden sei von 31 auf
29 Prozent gesunken, freut
sich der zuständige Lan-
desrat Johannes Tratter
(ÖVP). Der Schuldenstand
ist allerdings von 772 Mil-
lionen Euro auf 779 gestie-
gen. „Dieser Anstieg lässt
sich mit besonders star-
ken Investitionen erklä-
ren.“ Die Gemeinden sei-
en Konjunkturmotor. Die
Gemeinden haben 2013
aber auch mehr Geld vom
Bund bekommen. Die Ab-
gabenertragsanteile sind
um vier Prozent gestiegen,
die Kommunalsteuer um
4,5 Prozent.

P ost aus Osttirol haben
vom Umweltminister

über den Landeshaupt-
mann bis hin zur Umwelt-
abteilung alle bekommen.
Gerichtet war der Brief al-
lerdings an Naturschutz-
landesrätin Ingrid Felipe.
Absender ist ÖVP-Bundes-
rat und Matreier Bürger-
meister Andreas Köll. Er
vermisst in Sachen Natura-
2000-Nominierung der Isel
in Osttirol Transparenz.
Die grüne Landesrätin
halte wichtige Informatio-
nen zurück, meint Köll. In
seinem offenen Brief stellt
er noch dazu eine Befan-
genheit der Gutachter in
den Raum. Diese hätten
im Auftrag des Energiever-
sorgers Tiwag am Tauern-
bach keine Gefahr für die
Tamariske geortet, im Auf-
trag der Landesregierung
allerdings schon. „Wir ver-

langen daher eine seriöse
fachlich-wissenschaftliche
Gegenüberstellung der Er-
gebnisse unserer Experti-
sen mit jenen der Umwelt-
abteilung“, verlangt Köll.
Zum Weiterverhandeln
rufen Kölls Parteifreunde,
die Abgeordneten Martin
Mayerl und Hermann Ku-
enz auf. Welche Gebiete
zum Schutz der Tamaris-
ke ausgewiesen würden,
stünde noch nicht fest und
sei in der Regierung noch
nicht abgesprochen. „Es
gibt im Moment leider ein
Informationsdefizit, das
Nährboden für Spekula-
tionen und Gerüchte ist“,
meint Kuenz.

D ie FPÖ liest das TT-
S o m m e r g e s p r ä c h

zwischen LR Felipe und
WK-Präsident Jürgen Bo-
denseer so, „dass niemand
die Grünen in der Regie-
rung haben will“. Sogar
der schwarze Bodenseer
orte einen Stillstand in der
Regierung, erklärt Klubob-
mann Federspiel. (aheu)

Von offenen Briefen
und leeren Taschen

Die wirtschaftliche Lage in einem Drittel der Gemeinden ist alles
andere als florierend. Sie sind stark oder voll verschuldet. Foto: Böhm

Die Tamariske hat das Zeug,
Kraftwerke zu verhindern. Retter

Bund fordert 317 zusätzliche
Asylplätze, Land bietet 100

Von Anita Heubacher

Innsbruck, Wien – Im Fe­
bruar dieses Jahres machten
16 syrische Familienväter in
Götzens mit einem Hunger­
streik auf ihre Lage aufmerk­
sam. Sie hatten wochenlang
darauf gewartet, ihr Asylver­
fahren überhaupt antreten
zu können. „Die Syrer warten
immer noch“, erklärt Michael
Kerber vom Flüchtlingsdienst
der Diakonie in Innsbruck.
Ohne positiven Asylbescheid
können die Männer ihre Frau­
en und Kinder nicht nach Ös­
terreich holen. Warum sich
die Situation in Traiskirchen
so zugespitzt habe, ist für
Kerber klar. „Die Verfahren
dauern immer noch viel zu
lange, weil das Bundesamt
für Asyl überfordert ist.“ Die
Diakonie sieht daher keinen
Ansturm an neuen Flüchtlin­
gen, sondern einen Stau. „Oh­
ne Asylbescheid bleiben die
Flüchtlinge im Heim, bleiben
in Traiskirchen, bleiben in Ti­
rols Unterkünften und neue
kommen nach.“ Die Diakonie
nimmt sich der Beschwerden
von Asylwerbern an, die ei­
nen negativen Bescheid er­
halten haben. Pro Monat be­
arbeitet die Stelle laut Kerber
60 Beschwerden. „Jetzt kom­
men nur vereinzelt Klienten
zu uns, weil die Verfahren in
Schwebe sind.“

Diesen Vorwurf lässt der
Sprecher des Innenministeri­
ums, Karl­Heinz Grundböck,
nicht gelten. „Diese Mär ist
eine Möglichkeit, von den
Versäumnissen des Landes
abzulenken.“ In Tirol würden
317 Plätze fehlen, die Asyl­

quote befinde sich auf Tal­
fahrt und sei seit Juni 2013
abgestürzt, wie Grundböck
betont. Die Schwierigkeiten
im Bundesamt für Asyl sei­
en erst ein halbes Jahr später
aktuell gewesen. Grundböck
räumt ein, dass es zu Beginn
Probleme im Bundesamt für
Asyl gegeben habe. Die EDV­
Umstellung habe nicht ge­
klappt. Lange Wartezeiten
für die Asylwerber waren,
wie berichtet, die Folge. „Jetzt
herrscht Routinebetrieb. 500
Entscheidungen pro Woche

werden gefällt.“ Die Situati­
on in Traiskirchen habe sich
deshalb verschärft, weil mehr
Hilfesuchende nach Öster­
reich kommen würden. „Wir
haben seit 2005 keinen so
große Nachfrage mehr regis­
triert.“ Das Innenministerium
spricht von „einer Notsituati­
on“. Die säumigen Bundes­
länder sollten endlich ihrer
Verpflichtung nachkommen.

Tirol liegt an vorletzter Stel­
le, was die Erfüllung der Asyl­
quote angeht, nur Oberöster­
reich ist säumiger. Die grüne

Soziallandesrätin, Christine
Baur, verweist darauf, dass
Tirol zuletzt 138 neue Plät­
ze geschaffen habe, weitere
würden bis Jahresende dazu­
kommen. Aber sicher keine
100 mehr, hatte Baur zuletzt
erklärt. Damit würde Tirol zu­
mindest 88 Prozent der Quote
erfüllen. „Diese Zahl ist veral­
tet und aus dem Jahr 2012. Sie
wurde beim damaligen Asyl­
gipfel als vorübergehendes
Ziel definiert“, sagt der Spre­
cher des Innenministeriums,
Grundböck. Das Ministerium
will jetzt, dassTirol seine Quo­
te zu 100 Prozent erfüllt. Noch
dazu, wo der Bund 110 Hilfe­
suchende in Fieberbrunn be­
treue und diese Flüchtlinge
zu Tirols Quote hinzugerech­
net würden.

Soziallandesrätin Baur ist
zuversichtlich, weitere Quar­
tiere finden zu können. Die
TV­Bilder von den Kriegs­
herden der Welt hätten die
Bürgermeister sensibilisiert.
Druck seitens des Regie­
rungspartners ÖVP auf die
Dorfchefs brauche es keinen.
„Landeshauptmann Platter
hat mir immer seine Unter­
stützung zugesagt.“

In Gries am Brenner hatte
das zuletzt anders ausgese­
hen. Dort hatte sich der Bür­
germeister mit freundlicher
Unterstützung von ÖVP­Nati­
onalrat Hermann Gahr gegen
die Aufnahme von Asylwer­
bern gestellt. Statt 50 kamen
nun 30 Hilfesuchende ins
Wipptal. Die Quartiersuche
dürfte nicht einfacher wer­
den. Im März 2016 stehen in
278 Gemeinden Kommunal­
wahlen an.

1762 Asylwerber werden in Tirol betreut, 2079 sollten es sein. In Tirol
wird die lange Verfahrensdauer kritisiert, in Wien die Säumigkeit Tirols.

Erst mit einem positiven Asylbescheid in der Tasche können Flüchtlinge
Frau und Kind nach Österreich holen. Foto: Böhm

Innsbruck – Rund um die ge-
setzlich geforderte Übergabe
von Unterlagen der Agrarge-
meinschaften an die Gemein-
den verschärft sich auch der
Ton zwischen Agrar- und Ge-
meindevertretern wieder.

Bauernbunddirektor Peter
Raggl erinnerte gestern erneut
daran, dass die Gemeinden
nicht nur das Vermögen von
Agrargemeinschaften über-
nehmen, sondern auch de-
ren Pflichten und Schulden.
Angesichts des Aufwandes
für Wegerhaltung, Instand-
haltung von Almen bzw. dem
Entfall von Arbeitsschichten
der Agrarmitglieder sei in ei-

nigen Dörfern schon Ernüch-
terung eingezogen, betont
Raggl. Dort werde an Bewirt-
schaftungsübereinkommen
gearbeitet. „Man soll und darf
auf die Kompetenz und das
Fachwissen der Agrargemein-
schaften nicht verzichten“,
appelliert Raggl an beide Sei-
ten, im Gespräch zu bleiben.

Scharfe Kritik übt er an Ge-
meindeverbandspräsident
Ernst Schöpf, der im Zusam-
menhang mit den geplanten
Vereinsgründungen von Ag-
rargemeinschaften von „Ge-
lähmten“ gesprochen hatte.
Das sei ein Affront gegenüber
Menschen mit Behinderung,

schimpft Raggl. Mit Schöpfs
Wortwahl haben auch die
Grünen keine Freude, Klubob-

mann Gebi Mair richtet aber
auch eine deutliche Warnung
an widerspenstige Agrarge-
meinschaften: „Das Spiel ist
aus – wer jetzt weiterspielen
will, für den wird es teuer“,

erinnert Mair an die im Ge-
setz vorgesehenen Strafen bis
zu 7500 Euro. In Neustift sol-
len nach einem Gespräch bei
der Agrarbehörde die Unterla-
gen heute dem Bürgermeister
ausgehändigt werden.

Abseits des politischen Ge-
töses seien die Übergaben,
deren Frist am Dienst endete,
bislang großteils ohne größe-
re Verzögerungen verlaufen,
heißt es aus der Abteilung Ag-
rargemeinschaften. „Es gibt
nur ganz vereinzelt Meldun-
gen, dass einzelne Sachen
nicht übergeben wurden“,
sagt der stv. Abteilungschef
Christoph Baldauf. (cm)

Auch Agrar-Pflichten an Gemeinden

„Man soll auf die
Kompetenz der

Agrargemeinschaften
nicht verzichten.“

Peter Raggl
(Bauernbunddirektor)


